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War die Forderung nach einem bedingungslosen 

Grundeinkommen für alle vor 20 Jahren nur als fer-

ne Utopie einer kleinen und eher linken Minderheit denk-

bar, so wird die Idee derzeit von sehr unterschiedlichen 

politischen und gesellschaftlichen Gruppen diskutiert. 

Spätestens seit sich in der als konservativ geltenden Schweiz 

bei einer Volksabstimmung im Juni 2016 immerhin auf 

Anhieb 22 Prozent der Bürger/innen für die Einführung 

einer Basisfinanzierung aussprachen, hat die Diskussion 

auch in Deutschland deutlich an Fahrt aufgenommen. 

Ernsthafte Realisierungschancen innerhalb der nächsten 

20 Jahre scheinen derzeit nicht ausgeschlossen zu sein. Zu 

verlockend klingt die Verheißung vom mühelosen Geld; zu 

düster wirken die Arbeitsmarktentwicklungen in Europa 

und die Perspektiven unseres deutschen Sozialsystems. 

Befürworter und Gegner des bedingungslosen Grund-

einkommens (BGE) kommen aus der gesamten Bandbreite 

des politischen Spektrums. Mehr und mehr hochrangige 

Wirtschaftsvertreter sprechen sich mittlerweile ebenso für 

die Idee aus wie Vertreter des konservativen Lagers. So 

 entwickelte beispielsweise der ehemalige thüringische 

CDU-Ministerpräsident Dieter Althaus vor einigen Jahren 

ein eigenes Grundeinkommensmodell. Vorbehalte gegen-

über einer solchen bedingungslosen Transferleistung wer-

den hingegen auch von Vertretern traditionell eher links-

orientierter Organisationen wie Gewerkschaften und 

Sozialdemokratie formuliert.

Die diskutierten Modelle sind so unterschiedlich wie ihre 

Vertreter/innen. Sie reichen von existenzsichernden und 

der Emanzipation verpflichteten Konzepten, die den beste-

henden Sozialstaat ergänzen sollen und mit einer Umver-

teilung von Einkommen und Vermögen verbunden werden, 
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bis hin zu einer Umstellung der Sozialhilfe auf eine Pau-

schale für Bedürftige, die vor allem Verwaltungskosten spa-

ren soll und nebenbei den vorhandenen Sozialstaat abbaut.

So verschieden die Modelle sind, so haben sie doch eines 

gemeinsam: die Zweifel an der Tragfähigkeit des bestehen-

den Sozialsystems. Alters- und Erwerbsarmut wird – unab-

hängig vom politischen Standpunkt – von den Verfechtern 

eines bedingungslosen Grundeinkommens als eine gesell-

schaftliche Perspektive und schon heute existierende so-

ziale Wirklichkeit wahrgenommen, die nicht nur die direkt 

Betroffenen, sondern den sozialen Zusammenhalt der 

 Gesamtgesellschaft gefährdet. 

Ein grundlegendes Bedürfnis nach sozialer und vor 

 allem auch ökonomischer Sicherheit wird von allen Be-

fürwortern formuliert – unabhängig von den jeweils favo-

risierten Modellen und politischen Einstellungen. Mit 

manchen BGE-Varianten wird auch die Hoffnung verbun-

den, der Verteilungsgerechtigkeit wieder etwas näher zu 

kommen – nicht immer aus rein philanthropischen Moti-

ven, sondern durchaus auch aus ökonomischen. 

Skeptiker hingegen befürchten, dass eine pauschale mo-

netäre Wohltat gerade jenen nicht nützen könnte, die der-

zeit von umfangreichen einzelnen Sozialleistungen erreicht 

werden – wie Menschen mit Behinderungen oder Langzeit-

arbeitslose. Andere wenden ein, dass eine Transferleistung, 

für die keinerlei Voraussetzungen zu erfüllen und keine 

Gegenleistungen zu erbringen sind, dazu führen könnte, 

dass sich alle entspannt zurücklehnen und die Arbeit ein-

stellen. Sie sehen in einem bedingungslosen Grundein-

kommen eine Einladung zum süßen Nichtstun. Und wenn 

alle nichts tun, dann funktioniere am Ende gar nichts 

mehr.
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In diesem Buch werden unterschiedliche Modelle vor-

gestellt, die derzeit in Deutschland diskutiert werden, 

Chancen und Einwände erörtert und die wesentlichen Aus-

wirkungen auf die Menschen und die Gesellschaft darge-

stellt. Denn eins ist sicher: Ein bedingungsloses Grund-

einkommen würde viel mehr verändern als nur den 

Kontostand Einzelner. 



1. 

Wo stehen wir aktuell?

12
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Wer ein bedingungsloses Grundeinkommen themati-

siert, macht das nicht im luftleeren Raum, sondern 

verknüpft dies mehr oder weniger explizit auch mit einer 

Auseinandersetzung um grundsätzliche gesellschaftspoli-

tische Fragen und Realitäten.

a. Neue soziale Schieflagen entstehen 
Insbesondere nach dem zweiten Weltkrieg galt es in West-

deutschland als selbstverständlich, dass ein Arbeitsplatz 

„soziale Sicherheit, ein regelmäßiges, langfristig steigen-

des, ausreichendes Einkommen und ein Mindestmaß an 

Zufriedenheit vermittelt“1. Doch seit den 1990er Jahren 

gibt es das lebenslang tragende sozialversicherungspflich-

tige Arbeitsverhältnis, an das unsere Kranken-, Renten-, 

Unfall-, Pflege- und Arbeitslosenversicherung anknüpft, 

für immer weniger Menschen. So stieg zwar die Zahl der 

sozialversicherungspflichtig Beschäftigten von 27,7 Millio-

nen im Jahr 2001 auf 30,7 Millionen im Jahr 2015, die Zahl 

der Vollzeitbeschäftigten sank hingegen im selben Zeit-

raum von 23 Millionen auf 22,5 Millionen. Zeitgleich hat 

sich die Zahl der Teilzeitbeschäftigten von 4,5 Millionen 

auf 8,1 Millionen fast verdoppelt.2 

Obwohl die Zahl der insgesamt Erwerbstätigen um 

11 Prozent von 38,7 Millionen im Jahr 1991 auf 43 Millio-

nen im Jahr 2015 gestiegen ist3, fiel die Zahl der tatsächlich 

geleisteten Arbeitsstunden im gleichen Zeitraum um 

2 Prozent4. Das heißt, die Arbeit wird allen Wirtschaftsauf-

schwüngen zum Trotz weniger und sie verteilt sich auf 

mehr Köpfe. Und weil sich die Zahl der Beschäftigten ver-

größerte, sank im Verhältnis dazu die Quote der Arbeits-

losen. In absoluten Zahlen ist das deutsche Jobwunder der 

letzten Jahre weniger beeindruckend. Die Arbeitslosenzahl 
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lag im Jahr 1991 bei 2,6 Millionen, stieg bis zum Jahr 2005 

auf 4,8 Millionen an und reduzierte sich in den folgenden 

10 Jahren langsam auf 2,79 Millionen im Jahr 2015.5 

Schaut man, in welchen Wirtschaftsbereichen die Er-

werbstätigen aktiv sind, stellt man fest, dass es zwischen 

1991 und 2015 erhebliche Verschiebungen gegeben hat. So 

ist die Erwerbsarbeit im produzierenden Gewerbe von 1991 

bis 2015 stark gesunken.6 In diesem traditionell gut zahlen-

den Sektor reduzierten sich die geleisteten Arbeitsstunden 

zwischen 1991 und 2015 um 26,4 Prozent. Die Zahl der Ar-

beitnehmenden sank sogar um 36,1 Prozent.7

Parallel dazu stieg die Zahl der Arbeitsplätze für abhän-

gig Beschäftigte im Dienstleistungsbereich um 33,4 Pro-

zent.8 Besonders viele Arbeitsplätze wurden im Gastgewerbe 

(plus 111,5 Prozent) und im Grundstücks- und Wohnungs-

wesen (plus 97,6  Prozent) geschaffen.9 Beide Branchen 

zeichnen sich durch niedrige Löhne und eine eher kleintei-

lige Unternehmensstruktur aus. Hinzu kommt, dass im 

Gastgewerbe die Zahl der geleisteten Arbeitsstunden nicht 

im selben Maße anstieg. Alle Erwerbstätigen, einschließ-

lich der Selbstständigen und mithelfenden Familienange-

hörigen, leisteten im Vergleich zu 1991 nur 27,6 Prozent 

mehr Arbeitsstunden. Die Arbeitnehmer/innen, deren 

Zahl sich mehr als verdoppelt hat, arbeiteten aber nur 

knapp 40 Prozent mehr. Im Ergebnis verteilt sich die Arbeit 

auf immer mehr Köpfe.

Und weil sich weniger Arbeit auf mehr Menschen ver-

teilt, verwundert es auch nicht, dass die prekären Beschäf-

tigungen mehr wurden. Im Jahr 1991 waren 79 Prozent der 

Erwerbstätigen als Normalarbeitnehmer/innen tätig. Aty-

pisch beschäftigt waren 13 Prozent. 8 Prozent waren als 

Selbstständige tätig. Im Jahr 2015 hatten nur noch 69 Pro-
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zent ein Normalarbeitsverhältnis. Der Anteil der Selbst-

ständigen war um zwei Punkte auf 10 Prozent gestiegen. 

Aber jede/r Fünfte zählt heute zu den atypisch Beschäftig-

ten,10 die in Teilzeit mit 20 oder weniger Wochenstunden 

tätig sind, geringfügig oder befristet arbeiten oder nur ei-

nen Zeitvertrag haben.11

Die Struktur unseres Sicherungssystems ist vor allem in 

den Sozialversicherungen durch das Äquivalenzprinzip 

 bestimmt. Die sozialen Leistungen sind gekoppelt an das 

Arbeitseinkommen: Was an Rente oder Arbeitslosengeld 

gezahlt wird, richtet sich nach den zuvor geleisteten Beiträ-

gen.12 Ausgangspunkt jeder Rentenkalkulation ist der soge-

nannte „Standard-Eckrentner“. Er ist 45 Jahre ununterbro-

chen sozialversicherungspflichtig beschäftigt, verdient im 

statistischen Mittel und gehört faktisch zu einer ausster-

benden Spezies. Schon heute muss ein durchschnittlich 

verdienender Arbeitnehmer 35 Jahre arbeiten, um am Ende 

eine Rente in Höhe der Grundsicherung zu erhalten. Wer 

nur 75 Prozent des Durchschnittseinkommens verdient, 

benötigt dafür 47 Jahre. 

Je prekärer und volatiler sich die aktive Phase der Er-

werbstätigkeit gestaltet, desto größer ist die Wahrschein-

lichkeit der Altersarmut. Bereits zwischen 2003 und 2008 

stieg die Zahl der Empfänger von Grundsicherung im Alter 

und von Erwerbsminderungsrenten um 75  Prozent auf 

770.000 Menschen.13 

Insbesondere für Frauen tickt hier eine Zeitbombe, denn 

sie arbeiten besonders oft in (Dienstleistungs)Branchen, die 

sich durch ein niedriges Lohnniveau auszeichnen. Im Ver-

gleich zu ihren männlichen Kollegen erhalten sie bran-

chenübergreifend gut ein Fünftel weniger Lohn für die 

gleiche Arbeit und sie arbeiten besonders häufig in atypi-
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schen Beschäftigungsverhältnissen: Im Jahr 1991 arbeite-

ten 23 Prozent der Frauen atypisch. Im Jahr 2015 war es fast 

jede dritte Frau (31 Prozent). Von den Männern verfügten 

im Jahr 2015 immerhin noch 75 Prozent über ein Normal-

arbeitsverhältnis.14

b. Globalisierung und Industrie 4.0 
entwickeln sich
Durch die erste Welle der Globalisierung (1970 bis 1990) 

traten die sogenannten Billiglohnländer auf den produzie-

renden Markt, menschliche Arbeit zur Herstellung von 

Massenkonsumgütern wurde reichlich verfügbar und die 

Preise sanken. In der Folge verloren die westeuropäischen 

Belegschaften – nicht nur im produzierenden Gewerbe – 

innerhalb weniger Jahre ihre über Jahrzehnte erkämpften 

Rechte und Einkommensgarantien. In Deutschland stieg 

die wöchentliche Arbeitszeit wieder an und seit Mitte der 

1990er Jahre blieben die Reallohnsteigerungen beschei-

den.15 

Die zweite Welle der Globalisierung (1990 bis 2010) 

zeichnete sich dadurch aus, dass neben Gütern auch 

Dienstleistungen international handelbar wurden. In im-

mer mehr Berufen lassen sich immer mehr Tätigkeiten mit 

einem kleinen Computer und einer Internetverbindung an 

vielen Plätzen der Welt produzieren und weltweit verkau-

fen.16 Die neuen Mitspieler der Globalisierung bieten in 

steigendem Ausmaß genauso hochwertige und vielfältige 

Güter und Dienstleistungen wie die Länder des Westens.17 

Folge ist, dass neben der (Konsumgüter-)Produktion nun 

auch Unternehmensdienstleistungen wie etwa die Pro-

grammierung oder Telekommunikation aus Europa ab-

wandern. Im Gegenzug entstehen zwar an anderer Stelle in 
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der Welt neue hochwertige Arbeitsplätze. Die bisherigen 

qualifizierten Arbeitskräfte verlieren durch das Outsour-

cing jedoch ihre Arbeitsstelle.18

Unter dem permanenten Druck, der günstig produzie-

renden ausländischen Konkurrenz standhalten zu müssen, 

entwickelte sich eine Vielzahl deutscher Unternehmen in 

den letzten Jahren vom Produkthersteller zum Systeman-

bieter. Verkauft werden nicht mehr nur Maschinen oder 

singuläre Dienstleistungen, sondern ganzheitliche inno-

vative Problemlösungen mit einem industriellen Kern als 

Basis und einer Hülle unterschiedlichster vor- und nachge-

lagerter Dienstleistungen – wie Wartung und Modernisie-

rung, Organisationsplanung und Betriebsführung bis hin 

zur Finanzierung und Versicherung. Um diese vielfältigen 

Leistungen erbringen zu können, sind spezifisches Fach-

wissen und besondere Fähigkeiten, die weitgehend konkur-

renzlos sind, notwendig. Spezielles Know-how kommt 

hochflexibel zum Einsatz und muss stetig aktualisiert wer-

den. Vernetztes Arbeiten, Denken und Handeln sind die 

bestimmenden Merkmale. Entsprechend hoch sind die An-

forderungen an die Arbeitnehmenden.19 Nicht jede/r kann 

und will solche Leistungen immer wieder aufs Neue erbrin-

gen. Die Zahl der für diese Aufgaben benötigten Arbeits-

kräfte ist zudem begrenzt.

Die seit 2010 laufende dritte Globalisierungswelle 

„macht die internationale Arbeitsteilung endgültig zu ei-

nem weltumspannenden, globalen Phänomen, das alle 

Erdteile gleichermaßen einbezieht“20. Investoren, auch aus 

den auf strebenden Volkswirtschaften, bestimmen durch 

ihre Eigenkapitalbeteiligung den Kurs und die Richtung 

der europäischen Unternehmen entscheidend mit. Wirt-

schaftliche Aktivitäten lassen sich in diesem globalen Sys-
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tem immer weniger mit den territorial begrenzten Rechts-

mitteln der Nationalstaaten regulieren. Die im Jahr 2016 

vehement geführten Diskussionen um die Handels- und 

Investitionsschutzabkommen TTIP und CETA machten 

auch einer breiteren Öffentlichkeit bewusst, welche Risi-

ken und Einschränkungen die zunehmende internationale 

Verflechtung für staatliches Handeln mit sich bringen und 

wie sie die Souveränität der Nationalstaaten unterminieren 

kann.21 

In nicht zu ferner Zukunft ist zudem zu erwarten, dass 

der Menschheitstraum von der arbeitsfreien Fabrik näher 

rückt. Keine schmutzigen, öden Tätigkeiten mehr; alles er-

ledigt der Roboter, der sich derzeit anschickt, Dienstleis-

tungen wie die Pflege und die Unterhaltung von Menschen 

zu übernehmen oder per Algorithmus den nächsten Spiel-

film zu kreieren und das Auto zu steuern. Einziger Nachteil 

dieser schönen neuen Welt: Wo keine menschliche Arbeits-

kraft gebraucht wird, gibt es für Arbeitnehmende auch 

nichts zu verdienen.

Produktionsstätten wandern um den Erdball, Arbeits-

plätze kommen und gehen, Anforderungen verändern sich 

und steigen. „Insgesamt werden die Lohnstrukturen viel-

fältiger und die Tarifverträge noch flexibler. Öffnungsklau-

seln für konjunkturelle Schwankungen und besondere Kri-

sensituationen dürften die Regel werden“22, so zumindest 

die Prognose des Direktors des Bonner Instituts für Zu-

kunftsforschung Klaus F. Zimmermann. Seit den 1990er 

Jahren spaltet sich der Arbeitsmarkt. Sichere und gut aus-

gestattete Jobs stehen nur noch einem Teil der Beschäftig-

ten zur Verfügung, während anderen immer schlechtere 

Bedingungen geboten werden.23 Selbst Unternehmen, die 

ihren Beschäftigten gerne langfristige Perspektiven bieten 



19

möchten, können dies angesichts auftretender Verände-

rungen immer seltener realisieren. 

Tätigkeiten, die vor wenigen Jahren noch von dauerhaft 

sozialversicherungspflichtigen Angestellten ausgeübt wur-

den, werden immer häufiger ausgelagert. Neue Formen des 

Alleinunternehmers oder des „Arbeitnehmerselbstständi-

gen“ formen den Typus eines neuen „Normalarbeitsver-

hältnisses“24. So sind von den derzeit Selbstständigen unter 

den Erwerbstätigen die meisten als Soloselbstständige 

 aktiv. Der neue „Arbeitnehmerselbstständige“ ist prinzi-

piell überall verfügbar. Heimarbeitsplätze, Projektarbeit 

durch Kooperationen und virtuelle Netzwerke gewinnen 

immer mehr an Bedeutung. Auf „intensive Phasen mit 

Tag-, Nacht- und Wochenendarbeit“ und manchmal durch-

aus guten Verdiensten folgen „Zeiten des Leerlaufs, in de-

nen Erspartes aufgebraucht, die Unterstützung der Familie 

oder Hilfe vom Staat in Anspruch genommen“ werden 

muss.25

Was derzeit oft noch als individuelles (Un)Vermögen zur 

Teilhabe an der Arbeitswelt gesehen wird, ist ein struktu-

relles Problem. So werden wir uns darauf einzustellen ha-

ben, dass neben dem „Normalarbeitsverhältnis“ mit gere-

gelter Arbeitszeit und regelmäßigem Einkommen immer 

neue „Normalitäten“ entstehen werden, die auch eine 

„wachsende Wohlfahrtskluft zwischen den Qualifizierten 

mit hervorragenden Arbeitsmarktperspektiven und einer 

[…] keineswegs von selbst verschwindenden Gruppe unzu-

reichend auf die Anforderungen der modernen Arbeitswelt 

vorbereiteter Bürger“ umfassen.26 Berufsbiografien werden 

vielfältiger und offener27, aber damit auch abstiegsgefähr-

deter.


